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Schweiz im Ersten Weltkrieg: Soziale Schichten und Konkordanz
Kapitel 3: Generalstreik, Dokumente


Drei Dokumente zum Generalstreik

Ordnet die drei folgenden Dokumente, die original abgedruckt sind, in den Ablauf des Generalstreiks ein. Achtet dabei auf Inhalt und, sofern vorhanden, Datum. 
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Erläuterungen und Lösungen 


Sie können die drei Dokumente arbeitsteilig in der Klasse vergeben, wobei das dritte das schwierigste ist. Unentbehrlich ist dabei die Übersicht über den Ablauf des Generalstreiks. Die Auswertung der Lösung können Sie benutzen, um einige Fragen, die sich im Zusammenhang mit dem Generalstreik stellen, zu klären. Die Dokumente sind auch auf der Plattform vorhanden, allerdings können sie von dort wegen der geringen Auflösung nicht gelesen werden. 

	Nr.
	Erklärung 
	Hintergrundinformationen

	1.
	Ultimatum des Bundespräsidenten Felix-Louis Calonder, undatiert, gemäss der Ablaufliste vom 13. November. 
Das Ultimatum wurde offenbar in Aufregung verfasst, weshalb Calonders Unterschrift sehr zittrig ausfiel und das Datum vergessen wurde. 
	Die Schülerinnen und Schüler werden fragen, warum das Oltener Aktionskomitee (OAK) den erfolgreich begonnenen Streik tatsächlich abbrach. Es gab drei Gründe: 
· Gegen die mittlerweile 110'000 aufgebotenen Soldaten hatten die 250'000 unbewaffneten Streikenden keine Chance gehabt. Zudem war bekannt, dass die Entente-Mächte einen Truppeneinmarsch angeboten hatten.  
· Der Generalstreik war zwar zahlenmässig ein Erfolg, aber die Eisenbahner machten nicht geschlossen mit und vor allem in der Westschweiz zeigte sich die Bevölkerung erbittert über die eingestellte Lebensmittelversorgung; es war abzusehen, dass eine Fortführung mit Schwierigkeiten verbunden war. 
· Der Bundesrat hatte sich in der Sondersession der Räte bereit gezeigt, die Frage des Proporzwahlrechtes beschleunigt an die Hand zu nehmen; auch bezüglich Einführung des 8-Stunden-Tages waren vage Versprechen gemacht worden. 
Das OAK hielt sich immerhin nicht an die Ultimatumsfrist, sondern übermittelte erst mit 9 Stunden Verspätung, nachts um 2 Uhr, seinen Entscheid und liess den Streik noch den ganzen 14. November hindurch andauern. 

	2.
	Drohung des Divisionärs Emil Sonderegger, der die nach Zürich verlegten Truppen kommandierte, vom 11. November.    
	Emil Sonderegger legte es im Sinn von General Wille darauf an, die Arbeiterschaft herauszufordern und auch die Regierung der Stadt Zürich unter Druck zu setzen. Er liess die nach Zürich verlegten Truppen provokativ in den Strassen auf Patrouille gehen, statt sie in den Kasernen zurückzuhalten. 

	3.
	Dieses Dokument belegt die Furcht der Entente-Mächte vor einer Ausbreitung der bolschewistischen Weltrevolution. 
	Die USA, Grossbritannien und Frankreich boten dem Bundesrat sogar die Entsendung von Truppen an, um der Streikenden Herr zu werden!
Über die Frage, ob hinter dem Generalstreik tatsächlich auch bolschewistische Umsturzbestrebungen gestanden haben, wurde zur Zeit des Kalten Krieges heftig diskutiert. Entsprechende Belege wurden nicht gefunden. 
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An die Einwohnerschaft
der Stadt Ziirich.

Unsere Truppen sind mit Handgranaten
ausgeriistet. Sie haben Befehl sie zu ge-
brauchen, wenn aus Fenstern und Keller-
l6chern geschossen wird. Die Truppe
weiss, dass auf blosse Vermutung hin, dass
aus einem Fenster geschossen worden sei,
keine Handgranate verwendet werden darf.
Wo aber einwandfrei feststeht, dass aus
Hédusern geschossen worden ist, wird das
Handgranatenwerfen zur befohlenen Pflicht.

Ziirich, 11. November 1918.

Kommando der Ordnungstruppen
fiir Ziirich:

Oberstdivisiondr Sonderegger.
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Der Schweizerische Bundesrat

Herrn Nationalrat Grimm,
zu Handen des Oltener Aktionskomitees in

BERN.

===

Im Hinblick auf die ungeheuern, von Stunde zu Stunde
wachsenden, innern und @ussern Gefahren, die als direkte Folge
des Generalss$reiks dem Lande und dem gesamten Schweizervolke dro-
hen, fordert der Bundesrat Sie auf, dem Generalstreik mit heute
ein Ende zu machen, und bis heute abend 5 Uhr eine beziigliche
schriftliche Erklirung abzugeben. Ist der Bundesprédsident bis zu
dieser Stunde nicht im Besitze einer solchen Erklérung, so nehmen
wir an, dass Sie sich weigern, unserer Aufforderung Folge zu
leisten.

Hochachtungsvoll
Namens des Bundesrates

Der Bundesprasident:

(ol

Der Bundeskanzler:
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Sitzung vom 4. November 1918. Beginn 94 Uhr, Schluss -~ Uhr.

Anwesend: HH. Bundesrdte Miller, Motta, Decoppet, Schulthess,
Ador, Haab.

Abwesend: --

Vorsitzender: H. Bundespriédsident Calonder.

Protokollfiibhrer: HH. Bundeskenzler Schatzmann und V.-K. Steiger.

Bolsbhewiki in der
Schweiz.

Politisches Departement. Mindlich.

Der franzosische Gesandte hat sich in der ihm von Herrn
Bundesprésidenten Calonder gewdhrten Audieng dariiber beschwert,
dass in der Schweiz die Vorkehren gegen die Bolschewiki nicht die
nbtdge Strenge besitzen; es bestehe der Eindruck, die Behdrden
seien diesen Leuten gegeniiber gu schiichtern und zu furchtsam. Die
Bolschewiki hiitten zu revolutioniiren Zwecken iiber 50 Millionen
Franken in die Schweiz gebracht, sie hiéitten auf dem Beatenberg
eine Konferenz abgehal ten und begwecken, von der Schweiz aus die
Revolution zu inszenieren. Warum sei z.B. Prau Balabanoff hier?
Frankreich werde sich fiir den Fall, dass der Bolshhewismus in der
Schweiz sich weiterverbreite, genotigt sehen, die Grenze gegen die
Schweiz durch einen Kordon abzusperren.

Herr Bundesprésident Calonder hat den franzosischen Gesandten
beruhigt @wnd ihm erklért, der Bundesrat tue seine Pflicht, er konne
aber nicht auf 2lle unsinnigen Geriichte hin Massnahmen treffen.

Herr Bundesprédsident Calonder teilt mit, dass der Sowjetmission
erklédrt worden sei, Frau Balabanoff und Salkind miissen die Schweigz
verlassen. Das polit. Departement wird in Verbindung mit dem Justigz-
und Polizeidepartement die notigen Vorkehreh treffen. Falls die
Sowjetmission die Bolschewiki wirklich unterstiitzt, som muss mit
ihr gebrochen und unsere Gesandtschaft in Russland zuriickgerufen
werden.

Herr Bundesrat Ador ist durch die ihm zukommenden Mitteilungen
sehr beunruhigt; er verlangt strenge Massnahmen gegen die Russen
an der Grenze und Ausweisung von Salkind und Frau Balabanoff und
wiinscht Aufklédrung des Publikums durch ein "Mitgeteilt an die
Presse". Herr Bundesrat Miiller wiirde eine Publikation im jetzigen
Momente fiir ganz verfehlt halten, guerst miissen bestimmtere Tat-
sachen vorliegen, was bei Frau Balabanoff nicht der Fall -ist,
sie hat erllért, einen Pass zu haben, der auf der Gesandtschaft
deponiert sei. Die Ausweisung gegen sie und Salkind wird vorberei-
tet. Die kantonalen Polizeibehorden, speziell von Genf, Lausanne,
Bern und Ziirich informieren die Bundesanwaltschaeft gar nicht oder
in ganz ungeniigender Weise. Bis jetzt sind keine Beweise erbracht
iiber ein Zusammenarbeiten der Sowjetmission mit den Bolschewiki.

Der Bundesrat fasst heute keine bestimmten Beschlilsse. Er
beauftragt die Bundesanwaltschaft, beziiglich der Ausweisungen von
Salkind und Frau Balabanoff mdglichst rasch vorzugehen und ersucht
das Justiz- und Polizeidepartement eine Aufklérung an das Publikum
vorzubereiten. Die Bundesanwaltschaft wird auch die Frage priifen,
ob nicht das italienische ¥narchistenblatt "L'avenire del lawo-
ratore" in Ziirich aufzuheben sei.

Keinen Protokollauszug, da geheim.

Der Protokollfithrer:

Steiger.
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